Arbeitsgericht Kiel

Aktenzeichen: 3 Ca 1149 6D d/24

(Bitte bei allen Schreiben angeben!)

Urteil

Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

pPp.

hat die 3. Kammer des Arbeitsgerichts Kiel auf die mindliche Verhandlung vom 28.
November 2024 durch den Richter am Arbeitsgericht ... als Vorsitzenden und d.
ehrenamtliche Richterin ... als Beisitzerin und d. ehrenamtlichen Richter ... als Beisitzer

fiir Recht erkannt:

1. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, die Klagerin seit dem
01.11.2023 nach der Entgeltgruppe S8a TV6D- VKA Anlage 1 Teil B Abschnitt
XXIV Beschiftigte im Sozial- und Erziehungsdienst zu vergiten und die
Bruttonachzahlungsbetrage ab dem auf den jeweiligen Falligkeitszeitpunkt
folgenden Tag mit 5 Prozentpunkten liber dem Basiszinssatz zu verzinsen.

2. Der Beklagte tragt die Kosten des Rechtsstreits.
3. Der Streitwert wird festgesetzt auf 23.134,68 EUR.

4. Die Berufung wird zugelassen.


Andrea.Steffen
Notiz
Berufung zugelassen - kein Rechtsmittel eingelegt.
Urteil ist rechtskräftig geworden.


1.

3 Ca 1149 6D d/24

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil kann d. Bekl. Berufung einlegen,

a) wenn sie in dem Urteil zugelassen worden ist,

b) wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600 EUR Ubersteigt oder

c) in Rechtsstreitigkeiten Uber das Bestehen, das Nichtbestehen oder die Kiindigung eines
Arbeitsverhaltnisses.

Der Berufungsklager hat gegebenenfalls den Wert des Beschwerdegegenstandes glaubhaft
Zzu machen.

Die Einlegung der Berufung hat
binnen einer Notfrist von einem Monat
nach Zustellung dieses Urteils schriftlich beim

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, Deliusstralle 22, 24114 Kiel
(Telefax: 0431/604-4100, SAFE-ID: govello-1222243700765-000141001)

zu erfolgen.

Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die Berufung gerichtet
wird, sowie die Erklarung, dass gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde, enthalten.

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt,
binnen zwei Monaten
nach Zustellung dieses Urteils schriftlich gegentiber dem Landesarbeitsgericht zu begriinden.

Der Berufungsklager muss sich vor dem Landesarbeitsgericht durch einen bei einem
deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt vertreten lassen, insbesondere muissen
Berufungs- und eine eventuelle Berufungsbegrindungsschrift von einem solchen
unterzeichnet sein.

An seine Stelle kann auch ein Vertreter eines Verbandes (Gewerkschaften,
Arbeitgebervereinigungen) oder eines Spitzenverbandes (Zusammenschlisse solcher
Verbande) treten, sofern er kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt und die Partei
Mitglied des Verbandes oder Spitzenverbandes ist. An die Stelle der vorgenannten Vertreter
kénnen auch Angestellte einer juristischen Person, deren Anteile samtlich im wirtschaftlichen
Eigentum einer dieser Organisationen stehen, treten, sofern die juristische Person
ausschlieB8lich die Rechtsberatung der Verbandsmitglieder entsprechend deren Satzung
durchfiihrt und der Verband fir die Tatigkeit der Bevolimachtigten haftet. Ist die Partei Mitglied
eines Verbandes oder Spitzenverbandes, kann sie sich auch durch einen Vertreter eines
anderen Verbandes oder Angestellten einer der oben genannten juristischen Personen mit
vergleichbarer Ausrichtung vertreten lassen.

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen
Urteils vorgelegt werden.

Die Schriftform ist auch durch die Einreichung eines elektronischen Dokuments an das
elektronische Postfach des oben genannten Gerichts gewahrt, wenn das elektronische
Dokument mit einer qualifizierten Signatur der verantwortenden Person versehen ist, oder
das elektronische Dokument von der verantwortenden Person (einfach) signiert ist und auf
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einem der in § 46¢c Abs. 4 ArbGG genannten sicheren Ubermittlungswege elektronisch
versandt wird.

Die Einreichung muss in der oben genannten Weise elektronisch erfolgen, wenn das
Rechtsmittel schriftlich durch einen Rechtsanwalt, eine Behoérde oder durch eine
juristische Person des o6ffentlichen Rechts einschlieBlich der von ihr zur Erfiillung ihrer
offentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschliisse eingelegt wird. Ist dies aus
technischen Griinden voriibergehend nicht méglich, bleibt die Ubermittlung nach den
allgemeinen Vorschriften zuldssig. Die vorlibergehende Unmdglichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverziiglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein
elektronisches Dokument nachzureichen.

Die Geschéaftsstelle des Landesarbeitsgerichts bittet, ausschlieBlich in Papierform
tibermittelte Schriftsatze in flnffacher Fertigung einzureichen. Bei elektronischer
Einreichung geniigt die einmalige elektronische Ubermittlung; bitte verzichten Sie insoweit
auf die vorsorgliche Ubersendung einer Papierausfertigung.

2. Fur d. KI&g. ist gegen dieses Urteil kein Rechtsmittel gegeben.

Tatbestand:

Die Parteien streiten Uber die zutreffende Eingruppierung der Klagerin.

Die Klagerin, die eine staatlich anerkannte Erzieherin ist, ist bei dem Beklagten seit dem
31. August 2015 zuletzt mit einer regelmalligen wodchentlichen Arbeitszeit von 19,5
Stunden beschaftigt. Beide Parteien sind, wie sie in der mindlichen Verhandlung vor der

Kammer bestatigt haben, tarifgebunden.

Nach § 1 des zwischen den Parteien am 1. Juli 2015 geschlossenen Arbeitsvertrages ist
die Klagerin als , Teilzeitbeschaftigte® eingestellt. Nach § 2 des Arbeitsvertrages bestimmt
sich das Arbeitsverhaltnis nach der durchgeschriebenen Fassung des Tarifvertrages fur
den offentlichen Dienst in der durchgeschriebenen Fassung des TVOD-V und den
erganzenden, andernden oder ersetzenden Tarifvertragen in der fir den Bereich der
Vereinbarung der kommunalen Arbeitgeber (VKA) jeweils geltenden Fassung
einschlieBlich des Tarifvertrags zur Uberleitung der Beschéftigten der kommunalen
Arbeitgeber in den TVD und zur Regelung des Ubergangsrechts (§ 1 Abs. 2 TVU-VKA).
In § 4 des Vertrages ist geregelt, dass die Klagerin in die Entgeltgruppe (EG) 3 TV6D
eingruppiert ist.

In einer Niederschrift nach dem Nachweisgesetz vom 1. Juli 2015 heil3t es in Ziffer 1, die

Klagerin werde als sozialpadagogische Assistentin beschaftigt.
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Die Klagerin ist unstreitig tatig ,im Bereich des Ganztagsangebotes® in der P.-Schule G.

Hierzu bestimmt die vom Beklagten erstellte Stellenbeschreibung flr die Klagerin:

JZiele der Stelle:

Umfangliche padagogische Betreuung der am offenen Ganztagsangebot
teiinehmenden Kinder im Sinne der konzeptionellen und organisatorischen
Ausrichtung der Einrichtung. Betreut werden Kinder der 1. - 4. Klassen wahrend

der Offnungszeiten des Offenen Ganztagsangebots

Aufgaben (Arbeitsvorgdnge) einschlieB8lich Zeitanteil in v. H.:

Betreuung der Kinder (85%)

e Betreuung der Kinder entsprechend den angemeldeten Betreuungszeiten

e Begleitung und Initiierung von Spielsituationen

e Ansprechperson bei Konflikten unter den Kindern

e Begleitung/Unterstlitzung bei Hausaufgaben

e Begleitung/Unterstlitzung in der Mensa

o Ansprechpartner und Vertrauensperson von Kindern und Eltern

e Préaventives erkennen und vermeiden von Gefdhrdungen und
Gefahrenquellen

o Wahrung der Aufsichtspflicht

e Reflexion des eigenen Handeln (sic!) und des téglichen
Betreuungsgeschehens

e Auf kérperliches und seelisches Wohlergehen sowie Gesundheitszustand
der Kinder achten, gegebenenfalls entsprechende MalBnahmen einleiten

e Beachten der Hygienevorschriften hinsichtlich der Kinder, der Rdum und

des Inventars
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Weitere Aufgaben (15%)

Zusammenarbeit mit Eltern

e bei Bedarf persénliche und/oder telefonische Absprachen und Gesprédche
mit Erziehungsberechtigten

e Gegebenenfalls Teilnahme an Entwicklungs- oder Krisengesprachen mit
Eltern

e Teilnahme an Elternabenden, Informationsveranstaltungen und sonstigen

Veranstaltungen des Offenen Ganztagsangebot

(..)"

Auf Anlage K 4, BI. 16 d.A. wird erganzend verwiesen.

Derzeit wird die Klagerin verglitet nach der EG S 3, Stufe 5. Uber die Stufenzuordnung
besteht — was die Parteien in der mundlichen Verhandlung auf Nachfrage bestatigt haben
— kein Streit. Mit einzelgewerkschaftlichem Schreiben vom 2. Mai 2024 hat die Klagerin
eine Vergutung nach der EG S 8a erfolglos geltend gemacht. Der derzeitige
Unterschiedsbetrag zwischen der EG S 3, Stufe 5 und der EG S8a Stufe 5 betragt 642,63

Euro.

Die Klagerin ist der Auffassung, die von ihr auszuubenden Tatigkeiten stellten einen
einheitlichen Arbeitsvorgang dar. Ihre hiernach einheitlich zu bewertende Tatigkeit erfulle
die Voraussetzungen einer Vergutung nach der EG S 8a TVOD/VKA. Als staatliche
geprufte Erzieherin stellten sich die von ihr auszuibenden Tatigkeiten als im Tarifsinne
entsprechende Tatigkeit dar. Die von ihr auszuubenden Tatigkeiten entsprechen dem
Berufsbild einer Erzieherin. Nicht erforderlich flr die begehrte Eingruppierung sei es,
dass die auszuubenden Tatigkeiten der Klagerin samtliche Tatigkeitsbereiche einer

Erzieherin umfassten.

Zu ihren Tatigkeiten im Einzelnen tragt die Klagerin vor:

Sie leite zusammen mit einer ungelernten Zweitkraft eine Gruppe von 32 Kindern. Es sei
ihre Aufgabe, im Rahmen des Ganztagsangebotes erste Ansprechpartnerin von Kindern
und Eltern zu sein, Konfliktsituationen und Hausaufgabenerledigungen zu unterstitzen
und zu begleiten, auf das korperliche und seelische Wohlbefinden der Kinder zu achten

und entsprechende MalRnahmen einzuleiten.
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Sie habe das Verhalten, Befinden sowie den Entwicklungsstand der Kinder zu
beobachten und altersgerechte padagogische Methoden wie z.B. das Erlernen
bestimmter Fahigkeiten oder Verhaltensweisen anzuwenden. Sie motiviere die Kinder zu
kreativen Aktivitaten, zum freien und gelenkten Spiel oder zur Bewegung. Sie initiierte
Spielsituationen sowie Malen und Basteln und unterstutze und ermutige die Kinder dabei,
miteinander in Interaktion zu treten. Erganzend wird auf die Ausfuhrungen in der Replik
vom 16. Oktober 2024, hier Bl. 49ff. d.A. verwiesen.

Die Klagerin beantragt,

festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, die Klagerin seit dem
01.11.2023 nach der Entgeltgruppe S8a TVoD-VKA Anlage 1 Teil B Abschnitt
XXIV Beschaftigte im Sozial- und Erziehungsdienst zu vergiten und die
Bruttonachzahlungsbetrage ab dem auf den jeweiligen Falligkeitszeitpunkt

folgenden Tag mit 5 Prozentpunkten liber dem Basiszinssatz zu verzinsen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte halt die Klage fur unbegrindet. Es fehle schon an hinreichend
substantiiertem Vortrag zu den von der Klagerin ausgeubten Tatigkeiten. Ein solcher sei
auch nicht aufgrund der Protokollnotiz Nr. 3 zu Abschnitt B XXIV — Sozial- und
Erziehungsdienst zur Entgeltordnung VKA des TVOD entbehrlich. Es handele sich
lediglich um eine Klarstellung, dass der Tatigkeitsort einer Eingruppierung in die EG S 8a

nicht entgegenstehe.

Daruber hinaus ist der Beklagte der Auffassung, die Klagerin nehme keine Tatigkeiten
einer Erzieherin wahr. Es handele sich nicht um ,entsprechende® Tatigkeiten einer
Erzieherin im Tarifsinne. MaRRgeblich fur die Bestimmung der entsprechenden Tatigkeiten
sei das berufskundliche Verstandnis, wonach neben Betreuungs- auch Erziehungs- und
Bildungsaufgaben wahrgenommen werden wund der Arbeitsschwerpunkt auf
sozialpadagogischen Aufgaben liegt. Die Klagerin hingegen nehme ausschliellich reine

Betreuungstatigkeiten, ggf. auch Unterstitzungs- und Erfassungstatigkeiten wahr.
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So beaufsichtigte sie lediglich die Kinder — auch beim Spielen, Malen etc. — ohne
padagogische  Aktivitat. = Eine  Wissensvermittlung finde auch bei der
Hausaufgabenbetreuung nicht statt. Gleiches gelte mit Blick auf die Wahrung der
Aufsichtspflicht oder des Achtens auf koérperliches Wohlergehen. I|hre Tatigkeit
beschranke sich auf die bloRe Aufsicht und ggf. Mitteilungen an Vorgesetzte.
Padagogische Aufgaben fielen auch insoweit nicht an. Die Zusammenarbeit mit den
Eltern beschranke sich auf organisatorische Telefonate. Erganzend wird auf die
Klagerwiderung vom 6. September 2024, hier Bl. 25ff. d.A. sowie die Duplik vom
16. Oktober 2024, hier BI. 73ff. d.A. verwiesen.

In der mundlichen Verhandlung vom 28. November 2024 hat der Beklagtenvertreter
Schriftsatznachlass beantragt, um weitere fir die Tarifauslegung maRgebliche
Tatsachen vortragen zu konnen. Mit fristgerecht eingegangenem Schriftsatz vom
17. Dezember 2024 hat der Beklagte im Kern seine in der mundlichen Verhandlung vor
der Kammer geaullerte Rechtsauffassung verschriftlicht und sein Verstandnis der
Protokollerklarung Nr. 3 in Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TV6D/VKA
vorgetragen. Nach Ansicht des Beklagten sei die vom Gericht angedeutete Auslegung
der Protokollerklarung Nr. 3 gleichheits- und verfassungswidrig. Erganzend enthalt der
Schriftsatz Ausfiuhrungen zu Durchflihrungshinweisen/Rundschreiben der VKA zu
konkreten (Vorganger-)Regelungen zur Eingruppierung von Erzieherinnen und Erziehern

in Anlage 1a zum BAT. Erganzend wird auf Bl. 93ff. d.A. verwiesen.

Wegen des weiteren Sachvortrags der Parteien, ihrer Beweisantritte und der von ihnen
Uberreichten Unterlagen sowie ihrer Rechtsausfiihrungen im Ubrigen wird ergéanzend auf
den gesamten Akteninhalt Bezug genommen (§§ 46 Abs. 2 ArbGG, 313 Abs. 2 ZPO).

Die Kammer hat auf Basis des Vorbringens bis zur mindlichen Verhandlung Uber die
Sache am 28. November 2024 beraten und die aus dem Tenor ersichtliche Entscheidung
getroffen. Die Kammer hat sodann aufgrund des Schriftsatzes des Beklagten vom
17. Dezember 2024 mit dem Einverstandnis aller beteiligten Richter in einer
Telefonkonferenz am 18. Dezember 2024 erneut beraten. Die Kammer ist dabei zum
Ergebnis gelangt, dass die aus dem Tenor ersichtliche Entscheidung weiterhin als
zutreffend angesehen wird und im Ubrigen Griinde fir eine Wiedererdffnung der

mundlichen Verhandlung nach § 156 ZPO nicht vorlagen.
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Entscheidungsgriinde:

Die zulassige Klage ist begrundet.

Der Klagerin steht fur die Zeit ab dem 1. November 2023 ein Anspruch auf Vergutung
nach der EG S 8a TVAD/VKA zu.

Die Entscheidung beruht auf den nachfolgend kurz zusammengefassten rechtlichen und
tatsachlichen Erwagungen (§§ 46 Abs. 2 ArbGG, 313 Abs. 3 ZPO).

l.

Die Klage ist zunachst zulassig. Die begehrte Feststellung auf Vergltungszahlung ist
nach §256 Abs.1 ZPO als allgemein ubliche Eingruppierungsfeststellungsklage
(st. Rspr., siehe etwa BAG 27. Februar 2019 — 4 AZR 562/17 — Rn. 14) — auch im Hinblick
auf die Verzinsungspflicht (vgl. zuletzt BAG 9. September 2020 — 4 AZR 195/20 — Rn. 14
mwN) zulassig. Insbesondere gilt nicht der grundsatzliche Vorrang der Leistungsklage
vor der Feststellungsklage. Das gilt auch fur den Fall, dass sich der Feststellungsantrag,
wie hier, bereits bei Klageerhebung teilweise auf einen in der Vergangenheit liegenden
Vergutungszeitraum bezieht (BAG 10. Mérz 2004 - 4 AZR 212/03 - zu I. der Griinde).
Nicht notwendig war die Benennung auch der Stufe. Hierliber besteht nach
Ubereinstimmender Erklarung beider Parteien kein Streit. Da es sich um einen
Feststellungsantrag handelt, steht der Zulassigkeit auch nicht entgegen, dass die
Verurteilung zur Zahlung der Zinsen "ab dem auf den jeweiligen Falligkeitszeitpunkt
folgenden Tag " nicht vollstreckungsfahig ware (BAG 31. Juli 2002 — 4 AZR 146/01 — zu
I. der Griinde).

Il.
Die Klage ist begriindet. Die Klagerin ist ab dem 1. November 2023 nach der EG S 8a
Teil B Abschnitt XVIII der Anlage 1 zum TVOD/VKA zu verguten.

1.

Auf das Arbeitsverhalinis der Parteien finden aufgrund originarer Tarifbindung der
TVOD/VKA sowie der TVU-VKA Anwendung. Im Streitfall folgt daraus, dass sich die
Eingruppierung der Klagerin nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TV6D/VKA

bestimmt.
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a) Gemal § 1 Abs. 2 TVU-VKA iVm § 29 Abs. 1 TVU-VKA gelten fiir die zwischen
dem Inkrafttreten des TVOD und dem 31. Dezember 2016 neu eingestellten
Beschaftigten, deren Arbeitsverhaltnis Uber den 31. Dezember 2016 hinaus fortbesteht,
ab dem 1. Januar 2017 fur die Eingruppierungen § 12 (VKA) und § 13 (VKA) TVGD in
Verbindung mit der Anlage 1 — Entgeltordnung (VKA) zum TV6D. Diese Beschaftigten —
so auch die Klagerin — sind zum 1. Januar 2017 in die Anlage 1 — Entgeltordnung
(VKA) Ubergeleitet. Nach § 29a Abs. 1 Satz 1 TVU-VKA erfolgt die Uberleitung unter
Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe fur die Dauer der unverandert auszuibenden
Tatigkeit. Die insoweit mal3geblichen Tatigkeitsmerkmale waren zum Zeitpunkt der
Begrindung des Arbeitsverhaltnisses im Anhang zur der Anlage C (VKA) zum TVéD

enthalten. Dort hiel3 es mit Wirkung vom 1. Juli 2015 auszugsweise:

S 8a

Erzieherinnen/Erzieher,  Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspfleger  und
Heilerzieherinnen/Heilerzieher — mit  staatlicher  Anerkennung und  jeweils
entsprechender Tétigkeit sowie sonstige Beschéftigte, die aufgrund gleichwertiger

Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tétigkeiten ausiiben.

(Hierzu Protokollerkldrungen Nrn. 1, 3 und 5)

Protokollerklérungen:

(...)

3. Als entsprechende Tétigkeit von Erzieherinnen/Erziehern gilt auch die Téatigkeit in
Schulkindergérten, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen fiir nicht schulpflichtige
Kinder und die Betreuung von lber 18j&hrigen Personen (z.B. in Einrichtungen ftr
behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder fiir Obdachlose).

Aufgrund von § 1 Nr. 13 des Anderungstarifvertrags Nr. 12 zum TV6D vom 29. April 2016
waren vorstehende Eingruppierungsregelung wie auch die zugehadrige Protokollerklarung
nunmehr in Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TVOD/VKA enthalten (ausfiihrlich
zur tariflichen Entwicklung (BAG 13. November 2019 - 4 AZR 490/18 - Rn. 25 ff., BAGE
168, 306).


https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=TVOED_AT&p=12VKA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=TVOED_AT&p=13VKA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ENTGOVKA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ENTGOVKA
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ENTGOVKA
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b) Am 18. Mai 2022 kam es zu einer Tarifeinigung zwischen den Gewerkschaften des
offentlichen Dienstes und der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande (VKA).
Inhalt dieser Einigung war u.a. eine Anderung im Wortlaut der Protokollerklarung Nr. 3 in
Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TVOD/VKA. Diese lautet seitdem:

3. Als  entsprechende Tétigkeit  von Erzieherinnen/Erziehern oder
Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern qilt auch die Tétigkeit in Schulkindergérten,
Ganztagsangeboten fiir Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen fiir nicht
schulpflichtige Kinder und die Betreuung von (ber 18jahrigen Personen (z.B. in
Einrichtungen fiir behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder fiir
Obdachlose).

Aufgrund des im Rahmen der Tarifeinigung abgeschlossenen Anderungstarifvertrags
Nr. 18 zum TVU-VKA vom 18. Mai 2022 ist als weitere Uberleitungsregelung § 28d TVU-

VKA eingefugt worden. Dieser lautet auszugsweise:

Ergibt sich fiir Beschéftigte, die am 30. Juni 2022 in die Entgeltgruppe S 11b
eingruppiert waren, aufgrund der Anderungen ab 1. Juli 2022 im Teil B Abschnitt XXIV
der Anlage 1 zum TV6D — Entgeltordnung (VKA) eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe S 12, sind diese Beschéftigten nur auf Antrag geméan § 12 (VKA) TV6D
in diese Entgeltgruppe eingruppiert.

Ergibt sich fiir Beschéftigte, die am 30. Juni 2022 in die Entgeltgruppe S 12
eingruppiert waren, aufgrund der Anderungen ab 1. Juli 2022 im Teil B Abschnitt XXIV
der Anlage 1 zum TVO6D - Entgeltordnung (VKA) eine Eingruppierung in die
Entgeltgruppe S 14, sind diese Beschéftigten nur auf Antrag gemal3 § 12 (VKA) TV6D
in diese Entgeltgruppe eingruppiert. Der Antrag nach Satz 1 oder 2 kann nur bis zum
31. Juli 2023 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt jeweils auf den 1. Juli 2022
zurtick. Nach dem 1. Juli 2022 eingetretene Anderungen der Stufenzuordnung in der
bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung in der héheren
Entgeltgruppe unberticksichtigt. (..)

c) Diese spezielle - zeitlich nach den in den §§ 29 ff. TVU-VKA eingefligten
(allgemeinen) Uberleitungsregelungen vereinbarte — Uberleitungsregelung fiihrt fiir
Beschaftigte im Sozial- und Erziehungsdienst dazu, dass aufgrund der vorgenannten

Tarifeinigung fur Ubergeleitete Beschaftigte im Sozial- und Erziehungsdienst, die am 30.
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Juni 2022 nicht in die Entgeltgruppe S 11b oder S 12 eingruppiert waren, der
ausnahmsweise (zuvor) suspendierte Grundsatz der Tarifautomatik unabhangig von
einem Hohergruppierungsantrag wieder in Kraft ist (so auch BeckOK TV6D/Dannenberg
TVU-VKA § 28d Rn. 2). Die Eingruppierung aller anderen Mitarbeiter — so auch der
Klagerin  — bestimmt sich daher ab dem 1. Juli 2022 gem.
§§ 12 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 TVAD/VKA iVm. der Anlage 1 — Entgeltordnung (VKA) zum
TVOD/VKA.

2.
In Anwendung dieser tarifrechtlichen Vorgaben ist die Klagerin in die EG S 8a TVOD/VKA
eingruppiert. Sie Ubt im Rahmen eines einheitlichen Arbeitsvorgangs als staatlich

anerkannte Erzieherin entsprechende Tatigkeiten aus.

a) Gemal §12 Abs.2 Satz1 und Satz 2 TVOD/VKA ist der Beschaftigte in der
Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tatigkeitsmerkmalen die gesamte von ihm nicht nur
vorubergehend auszulbende Tatigkeit entspricht. Das ist der Fall, wenn zeitlich
mindestens zur Halfte Arbeitsvorgange anfallen, die flr sich genommen die
Anforderungen eines Tatigkeitsmerkmals oder mehrerer Tatigkeitsmerkmale dieser
Entgeltgruppe erfiillen. Grundlage fir die Bewertung der auszulibenden Tatigkeit ist

danach der Arbeitsvorgang.

b) Der Bestimmung des Arbeitsvorgangs konnte im Streitfall die von der Klagerin
vorgelegte Stellenbeschreibung zugrunde gelegt werden. Zwar dient eine
Stellenbeschreibung in erster Linie der Dokumentation der Tatigkeit der Stelleninhaberin.
Sie kann gleichwohl Grundlage der Bestimmung von Arbeitsvorgangen sein, wenn sie
die tatsachlich Ubertragenen Tatigkeiten sowie die Arbeitsergebnisse ausreichend
differenziert wiedergibt (st. Rspr, vgl. etwa BAG 10. Juni 2020 - 4 AZR 142/19 - Rn. 15).
Diese Voraussetzung ist vorliegend erflllt. Die Klagerin hat die in der
Stellenbeschreibung ausgefuhrten Tatigkeiten mit den dargestellten
(zusammengefassten) Zeitanteilen tatsachlich auszuiben. Dies wird im Tatsachlichen
auch vom Beklagten nicht in Abrede gestellt. Zwar tragt der Beklagte pauschal vor, die
Klagerin nehme keine dieser Tatigkeiten (Anm.: in der Stellenbeschreibung) wahr (vgl.
Klageerwiderung vom 6. September 2024, hier: Bl. 25 d.A.). Abgesehen davon, dass
eingruppierungsrechtlich die auszulbenden, nicht die ausgelbten Tatigkeiten

malfdgeblich sind, folgt aus den nachfolgenden Ausflihrungen indes, dass der Beklagte
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nicht bestreitet, dass die Klagerin — exemplarisch — die Tatigkeit der ,Betreuung der
Kinder® auszulben hat. Der Beklagte ist (lediglich) der Auffassung, die Betreuung der
Kinder erschopfe sich in dem Notieren von Namen, der Bekanntgabe von Beginn und
Ende von Aktivitaten, weiteren eher organisatorischen MalRnahmen sowie des

Aufraumens des Betreuungsraumes.

c) Die von der Klagerin auszuubenden Tatigkeiten sind — jedenfalls, soweit es die 85%
der Arbeitszeit umfassende Tatigkeit der ,Betreuung der Kinder” betrifft — einheitlich zu
bewerten. Das Bundesarbeitsgericht bewertet in standiger Rechtsprechung die
Betreuung von Gruppen durch Erzieherinnen und Erzieher als einen Arbeitsvorgang (vgl.
zuletzt etwa fir eine an einer Gemeinschaftsschule mit ,offenem Ganztag“ und ,8-1
Betreuung® (OGS) eingesetzte Erzieherin BAG 14. Oktober 2020 — 4 AZR 252/19 —
Rn. 15 mwN; BAG 27. September 2017 — 4 AZR 664/14 — Rn. 16 fiir die Téatigkeit einer
Erzieherin und staatlich anerkannte Heilpddagogin in einer Kindertagesstéatte; BAG
24. Mérz 2010—-4 AZR 721/08 — Rn. 26: Tétigkeit von Erziehern in der Regel einheitlicher
Arbeitsvorgang). Aus der Stellenbeschreibung, die die Tatigkeit der Klagerin differenziert
wiedergibt, ergeben sich keine Anhaltspunkte dafur, dass sich die auszulbende Tatigkeit
— mindestens soweit es die 85% der Arbeitszeit umfassende Tatigkeit der Betreuung der
Kinder betrifft — aus mehreren Arbeitsvorgangen zusammensetzen koénnte. Dass
vorliegend zwischen den Parteien streitig ist, ob die Klagerin entsprechende Tatigkeiten
einer Erzieherin ausibt, andert hieran nichts. Die von der Klagerin auszulibenden
Tatigkeiten im Rahmen der Betreuung von Kindergruppen sind auf ein einheitliches
Arbeitsergebnis gerichtet, ganz gleich, von wie die Tatigkeit tariflich einzuordnen ist (vgl.
etwa flir die Betreuung von Gruppen durch Heilpddagogen BAG 16. April 1997 — 4 AZR
287/95 — zu B | 2 ¢ der Griinde mit weiteren Nachweisen zu Sozialarbeitern). Naheren

Vortrags zur Bestimmung des Arbeitsergebnisses bedurfte es daher nicht.

d) Die insoweit maf3geblichen Bestimmungen in Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum

TVoD/VKA lauten:

Entgeltgruppe S 8a

1. Erzieherinnen/Erzieher, Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspfleger und

Heilerzieherinnen/Heilerzieher  mit  staatlicher  Anerkennung und  jeweils
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entsprechender Tétigkeit sowie sonstige Beschéftigte, die aufgrund gleichwertiger
Fahigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tétigkeiten ausiiben.

(Hierzu Protokollerkldrungen Nrn. 1, 1a, 3 und 5)
(...)

Protokollerklarungen:

(...)

3. Als entsprechende Tatigkeit  von  Erzieherinnen/Erziehern  oder
Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern gilt auch die Tétigkeit in Schulkindergérten,
Ganztagsangeboten fiir Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen fiir nicht
schulpflichtige Kinder und die Betreuung von Uber 18jéhrigen Personen (z.B. in
Einrichtungen flir behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder fur
Obdachlose).

e) Die von der Klagerin auszulbende Tatigkeit erfillt die Anforderungen des
Tatigkeitsmerkmals der EG S 8a von Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TV6D/VKA.

Sie ist staatlich anerkannte Erzieherin und Ubt entsprechende Tatigkeiten aus.

aa) Die Klagerin ist staatlich anerkannte Erzieherin. Nachdem der Beklagte dies mit
Nichtwissen bestritten hat, hat die Klagerin unter Vorlage einer Urkunde (Anlage K 5,
Bl. 53 d.A.) ihren Vortrag weiter substantiiert. Dem ist der Beklagte nicht weiter

entgegengetreten.

bb) Die Klagerin bt auch entsprechende Tatigkeiten aus.

(1) Die Voraussetzung einer entsprechenden Tatigkeit liegt in der Regel vor, wenn die
Tatigkeit der Ausbildung des betreffenden Angestellten entspricht (st. Rspr., vgl. etwa
BAG 23. September 2009 — 4 AZR 220/08 — Rn. 34). Nach Uberzeugung der Kammer
bedarf es im Streitfall allerdings flr diese Feststellung keiner — typischerweise
erforderlichen — Prifung der Frage, ob sich die auszuibende Tatigkeit auf die konkrete
Fachrichtung der jeweiligen Ausbildung bezieht und die Tatigkeit die durch die
Ausbildung erworbenen Fahigkeiten gerade erfordert. Ebenso mag dahinstehen, ob —
wie das Bundesarbeitsgericht meint - im Streitfall die von der Klagerin auszulibenden
Tatigkeiten im Rahmen der offenen Ganztagsbetreuung typischerweise Aufgaben eines

Erziehers sind (so das BAG fir die institutionelle Betreuung von Grundschiilern des
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ersten und zweiten Schuljahres aulBerhalb des Unterrichts, vgl. BAG 24. Mérz 2010 — 4
AZR 721/08 — Rn. 29) .

(2) Die Tatigkeiten der Klagerin als Betreuungskraft im offenen Ganztagsangebot an
der P.-Schule sind jedenfalls deshalb ,entsprechende Tatigkeiten“ einer Erzieherin, weil
die Tarifvertragsparteien dies durch die zum 1. Juli 2022 in Kraft getretene Neuregelung
in der Protokollerklarung Nr. 3 (zum regelhaften normativen Tarifcharakter von
Protokollerklérungen BAG 13. Mai 2015 — 4 AZR 355/13 — Rn. 32ff.) ausdrucklich
geregelt haben (so wohl auch — im Hinblick auf die ,Betreuung von (ber 18jahrigen
Personen“ LAG Rheinland-Pfalz 22. August 2023 - 8 Sa 342/22 — zu A 2 b) aa) der

Griinde). Dies ist das Ergebnis der Tarifauslegung.

(a) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrags folgt nach standiger
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts den fur die Auslegung von Gesetzen
geltenden Regeln. Auszugehen ist zunachst vom Tarifwortlaut. Zu erforschen ist der
malfdgebliche Sinn der Erklarung, ohne am Buchstaben zu haften. Dabei sind der
wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien und damit der von ihnen beabsichtigte Sinn und
Zweck der Tarifnorm mit zu berucksichtigen, soweit sie in den tariflichen Normen ihren
Niederschlag gefunden haben. Auch auf den tarifichen Gesamtzusammenhang ist
abzustellen. Verbleiben noch Zweifel, kdnnen weitere Kriterien berlcksichtigt werden. Im
Zweifel ist die Tarifauslegung zu wahlen, die zu einer vernunftigen, sachgerechten,
zweckorientierten und praktisch brauchbaren Lésung fuhrt (st. Rspr., vgl. nur BAG 13.
Oktober 2021 — 4 AZR 365/20 — Rn. 21).

(b) DerWortlaut der Protokollerklarung bestimmt, dass als entsprechende Tatigkeit von
Erzieherinnen auch die Tatigkeit in Ganztagsangeboten flr Schulkinder gilt. Mit der
Formulierung, wonach etwas als etwas (anderes) gelte, wird nach allgemeinem
Begriffsverstandnis typischerweise eine Fiktionswirkung geregelt. Hiernach werden
tatsachlich und/oder rechtliche Voraussetzungen als vorliegend behandelt, selbst wenn
sie nicht vorliegen. Mit der Regelung in der Protokollerklarung Nr. 3, wonach als
entsprechende Tatigkeit von Erzieherinnen auch die Tatigkeit in - ua. -
Ganztagsangeboten fur Schulkinder gilt, bringen die Tarifvertragsparteien unzweideutig
zum Ausdruck, dass die Tatigkeit von Erzieherinnen im Rahmen von Ganztagsangeboten
fur die tarifliche Eingruppierung als die einer Erzieherin entsprechende Tatigkeit

anzusehen ist. Die Tarifvertragsparteien wollten fur die Frage der tariflichen
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Eingruppierung die Tatigkeit in Ganztagsangeboten fur Schulkinder als eine
entsprechende Tatigkeit fingieren (vgl. zu einer &hnlichen Konstellation im
Zusammenhang mit einer tariflichen Zulage bereits BAG 19. Januar 2023 — 6 AZR 62/22
— Rn. 22, wonach die Tarifvertragsparteien — freilich mit einer etwas abweichenden
Formulierung — eine bestimmte Tétigkeit als entsprechende Tétigkeit gewertet wissen
wollten; BAG 9. November 2005 — 4 AZR 437/04 — Rn. 29: Gleichstellung (der jeweils
genannten Tétigkeit) mit erzieherischer Tétigkeit). Vermieden werden sollen damit die
ggf. — durch den vorliegenden Fall bestatigten — Schwierigkeiten bei der Abgrenzung, in
welchem Umfang die konkreten auszuibenden Tatigkeiten einer Erzieherin

entsprechende Tatigkeiten sind oder nicht.

(c) Ein anderes Wortlautverstandnis vermag die Kammer der Regelung nicht zu
entnehmen. Ein Verstandnis, wonach die Regelung ihrem Wortlaut nach bezwecken
sollte, klarzustellen, dass auch Tatigkeiten in Ganztagsangeboten erzieherische
Tatigkeiten sein kdnnen, mithin ein Einsatz von Erziehern in Ganztagsangeboten eine
Eingruppierung nach der EG S 8a nicht ausschliel3t, findet weder im Wortlaut der Fiktion
eine Stutze, noch erschlieldt sich der Sinn einer solchen Regelung. Eine Erzieherin, die
entsprechende Tatigkeiten ausubt, ist entsprechend zu verguten, ganz unabhangig
davon, wo sie eingesetzt ist. Entgegen der Auffassung des Beklagten liegt der Sinn und
Zweck der Regelung deshalb nicht lediglich darin, klarzustellen, dass erzieherische
Tatigkeiten auch im Rahmen der Ganztagsbetreuung als erzieherische Tatigkeiten
gelten. Einer solchen Regelung hatte es nicht bedurft, wenn man — wie auch der Beklagte
— fur die Frage der entsprechenden Tatigkeit auf den berufskundlichen Begriff abstellt.
Die vom Beklagten selbst zitierte Mitteilung im BERUFENET formuliert u.a., dass
Erzieherinnen ,(....) Aufgaben in Einrichtungen fur Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene® wahrnehmen und ,Arbeitsschwerpunkte (...) in Kindertageseinrichtungen
und Schulen (...)* liegen. Hierunter ist ohne weiteres eine Betreuung in einer

Grundschule (auf3erhalb schulischer Angebote) mit Ganztagsbetreuung erfasst.

(d) Der vom Beklagten fur seine abweichende Auffassung herangezogene Vergleich
mit einem Hausmeister in einem Schulkindergarten verfangt bereits deshalb nicht, weil
Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zum TVOD/VKA nach seiner Uberschrift die
Eingruppierung von Beschaftigten im Sozial- und Erziehungsdienst regelt, mithin die
Tatigkeit eines Hausmeisters nicht erfasst. Fur einen solchen Hausmeister golte ggf. —
mangels Einschlagigkeit auch von Teil B Abschnitt XXIII der Anlage 1 zum TVAD/VKA —
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nach Nr. 1 Satz 3 der Grundsatzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen)
der Anlage 1 zum TVOD/VKA - ggf. Teil A Abschnitt | Ziffer 2 (allgemeine
Tatigkeitsmerkmale flr Beschaftigte mit handwerklichen Fahigkeiten). Auch die vom
Beklagten bemuhte Kichenhilfskraft mit der Ausbildung einer Erzieherin ware keine
Beschaftigte im Sozial- und Erziehungsdienst (vgl. fiir eine Reinigungskraft im
Pflegedienst BAG 19. Januar 2023 — 6 AZR 62/22 — Rn. 27).

(e) Soweit der Beklagte mit nachgelassenem Schriftsatz vom 17. Dezember 2024
weitere Ausfuhrungen zur Auslegung der maf3geblichen Protokollerklarung vorgebracht
hat, sind dies weit Uberwiegend rechtliche Ausflihrungen, obgleich der Antrag auf
Gewahrung eines Schriftsatznachlasses sich nach protokollierter Klarstellung auf fur die

Tarifauslegung mafigebliche Tatsachen beschranken sollte.

Dessen ungeachtet tragen auch die rechtlichen Ausfihrungen nicht. Abgesehen davon,
dass nach Uberzeugung der Kammer der Wortlaut der Protokollerkldrung keine
Mehrdeutigkeit in sich tragt, ist der vom Beklagten fur die Auslegung herangezogene
Verweis auf Durchfuhrungshinweise oder Rundschreiben einer Tarifvertragspartei
unerheblich. Bei Durchfihrungshinweisen einer Tarifvertragspartei handelt es sich
lediglich um die Wiedergabe deren Ansicht im Rahmen praktischer Hinweise, die fur die
Auslegung nicht bindend ist. Ansichten lediglich einer Tarifvertragspartei sind kein
Hilfsmittel der Tarifauslegung (vgl. nur BAG 13. Oktober 2021 — 4 AZR 365/20 — Rn. 29).

Die Auslegung der Protokollerklarung Nr. 3 wie oben ausgefuhrt ist auch nicht
gleichheitswidrig. Der allgemeine wie auch verfassungsrechtliche
Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet die Ungleichbehandlung von Wesentlich
Gleichem. Bereits daran fehlt es, wenn zwei Beschaftigte zwar dieselbe Tatigkeit
ausuben, aber eine unterschiedliche subjektive Ausbildungsqualifikation haben. Dartiber
hinaus entspricht eine Eingruppierung unter Berucksichtigung auch der subjektiven
Qualifikationsanforderungen nicht nur gangiger Eingruppierungspraxis, sie ist von
§ 12 Abs. 2 Satz 6 TVOD/VKA sogar ausdrucklich angeordnet. Soweit ersichtlich, wird
eine Verfassungswidrigkeit von § 12 Abs. 2 Satz 6 TVOD/VKA bislang nicht vertreten.
Aus Sicht Kammer liegt sie auch nicht vor. Darliber hinaus relativiert sich die vom
Beklagten empfundene gleichheitswidrige Vergutung durch Nr. 2 Satz 1 der
Grundsatzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen). Hiernach sind

Beschaftigte, die eine in einem Tatigkeitsmerkmal geforderte Vorbildung oder Ausbildung
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nicht besitzen (wenn sie auch im Ubrigen deshalb nicht nach der begehrten, héheren
Entgeltgruppe zu verguten sind) - freilich bei Erfullung der sonstigen Anforderungen
dieses Tatigkeitsmerkmals - in der nachst niedrigen Entgeltgruppe eingruppiert. Wenn
und soweit die im Ganztag tatigen Beschaftigten erzieherische Tatigkeiten ausiben (was
im vorliegenden Fall offenbar streitig ist), fuhrte dies gerade nicht zu einer Eingruppierung
in die S 3 oder gar S 2, sondern ggf. in die S 7. Liegt indes weder die subjektive
Qualifikation als Erzieherin noch ist eine entsprechende Tatigkeit auszutben, erfolgt die
Eingruppierung nach § 12 Abs. 2 Satz 6 TVOD/VKA tarifgerecht in niedrigere
Entgeltgruppen.

f)  Unerheblich flr die zutreffende Eingruppierung ist schlieBlich, dass in der
Niederschrift nach dem Nachweisgesetz vom 1. Juli 2015 formuliert ist, die Klagerin
werde als sozialpadagogische Assistentin beschaftigt. Maligeblich ist weder die
Bezeichnung der Tatigkeit noch die Benennung einer konkreten Entgeltgruppe im
Vertrag oder gar (nur) in einer Niederschrift nach dem Nachweisgesetz. Der zutreffenden
Eingruppierung etwaig entgegenstehende Vereinbarungen — (auch) zu Entgeltgruppen —

sind bereits aufgrund der beidseitigen Tarifbindung gem. §§ 4 Abs.1, 3 TVG unwirksam.

g) Die Klagerin hat ihre Anspriche innerhalb der tarifichen Ausschlussfrist,
§ 37 Abs. 1 TVGD geltend gemacht. Nach § 37 Abs. 1 Satz 1 TV6D verfallen Anspriiche
aus dem Arbeitsverhaltnis, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs
Monaten nach Falligkeit von den Beschaftigten schriftlich geltend gemacht werden. Im
Streitfall ist die Geltendmachung fristgerecht erfolgt. Die Verglitungszahlungen sind nach
§ 24 Abs. 1 Satz 2 TVOD am letzten Tag des jeweiligen Monats fallig. Zahlungsanspriiche
fur November 2023 waren hiernach spatestens am 30. November 2023 fallig. Die
Geltendmachung erfolgte mit gewerkschaftlichem Schreiben am 2. Mai 2024 ersichtlich
fristwahrend. Fur denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des
Anspruchs auch fur spater fallig Leistungen aus, § 37 Abs. 1 Satz 2 TVG6D.

1.
Die Entscheidung Uber die Kosten folgt vorliegend aus §§ 46 Abs. 2 Satz 1 ArbGG,
91 Abs. 1 Satz 1 ZPO.
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V.

Die Entscheidung Uber die Streitwertfestsetzung beruht auf den Vorschriften der §§ 61
Abs. 1 ArbGG i.V.m. § 42 Abs. 2 Satz 2 GKG. Die Hohe entspricht dem 36-fachen der
derzeitigen Vergutungsdifferenz in Héhe von 642,63 Euro. Auch im Falle einer
Feststellungsklage erfolgt kein Bewertungsabschlag
(Germelmann/Matthes/Priitting/Germelmann/Kiinzl, ArbGG, 10. Auflage § 12 Rn. 136

m.w.N.).

VI.
Die Berufung war nach § 64 Abs. 3 Nr. 2 b) zuzulassen.

D. Vorsitzende:





